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Bewässerung in Städten auf. Er zeichnete dabei die sich be­
dingende Abwärtsspirale von absinkendem Grundwasser, 
verkümmernder Begrünung und sich dadurch wiederum 
aufheizendem Stadtklima. Zum Abschluss stellte Berchtold 
als planungskonzeptionellen Lösungsansatz, um diesen in 
immer häufiger auftretenden Problemen entgegenzuwir­
ken, die sog. "Schwammstadt" vor, mit der ein M aßnah­
menkonzept beschrieben wird, wonach Wasser bei periodi­
scher Verfügbarkeit genutzt und gespeichert wird, um dann 
bei Bedarf abgegeben werden zu können. 

111. Fazit 

In seinen Schlussworten dankte Professor Spannowsky den 
Referenten und den Teilnehmern für die Vorträge und die 
anschließenden Diskussionen und lud die Anwesenden zur 
Herbsttagung am 15. 9. 2020 nach Kaiserslautern ein. Ge­
plant ist, soweit nicht unvorhersehbare Corona-Hindern isse 
dies vereiteln , die " N eueren Entwicklungstrends im Be­
reich Planung der von Gewerbe-, H andwerks- und Einzel­
handel ss tandorten" im Rahmen der Weiterbildungsveran­
sta ltung unter die Lupe der Fachöffentlichkeit zu nehmen. 
Die Tagungsbeiträge der Referenten erscheinen demnächst 
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in gesammelter Form im Tagungsband Spannowsky/ Gohde 
(Hrsg.), Die Bewältigung von Niederschlagswasserversi­
ckerung und Starkregen durch die Bauleitplanung. 
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Das OVG Bautzen hat mit Beschluss vom 9. Juni 2020 be­
stimmte forstwirtschaft liche Maßnahmen auf Grundlage eines 
Forstwirtschaftsplans in einem Natura 2000-Gebiet im Wege ei­
ner einstweiligen Anordnung untersagt. Die Entscheidung ist für 
die deutsche R echtslage in Bezug auf die forstwirtschaft liche Praxis 
nach dem EuCH Urteil z ur Waldbewirtschaftung in Polen 
(EuCH, Urteil vom 17. 4. 2018- C-441 / 17, NuR 2018, 327) 
richtungsweisend. Neben dem z ugrundeliegenden Sachverhalt im 
Bereich der Forstwirtschaft ist der Beschluss auch aufschlussreich 
bez üglich der Beteiligungsrechte von anerkannten Umwelt- und 
Naturschutzvereinigungen. 

1. Anlass der Entscheidung 

Anlass der Entscheidung ist der Streit zwischen einer in 
Bundesland Sachsen anerkannten N atursch utzverein igung 
und der Stadt Leipzig über einen vom Stadtrat erlassenen 
j ährlichen Forstwirtschaftsplan . Dieser Plan sah Holz­
nutzungsnußnahmen u. a. in Form von Sanitär-, Femel-, 
Schirmhieben und Altdurchforstungen auf einer Fläche 

Ass. jur. Jochen Schum acher, 
Institut für Naturschutz und Naturschutzrecht Tübin gen, 
Tübingen , Deutschland 

von mindestens ca. 126 ha in einem als EU-Vogelschutzge­
biet und FFH-Gebiet ausgewiesenen Gebiet vor. Dagegen 
wehrte sich der Antragsteller im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes in erster Instanz erfolglos vor dem VG Leip­
zig. 1 Die gegen die erstinstanzliehe Entscheidung gerichtete 
ebenfa ll s im einstwi lligen R echtsschutzverfahren erhobene 
Beschwerde nach § 146 VwGO war dagegen erfolgreich. 

2. Inhalt und Gegenstand der Entscheidung 

2. 1 Fehlende Prüfung der Gebietsverträglichkeit vonforstwirtschqft­
lichen Maßnahmen im Rahmer1 der forstwirtschaft liehen Planung 

Mit dem vorliegenden Beschluss hat das OVG Bautzen 
den Vollzug sämtlicher, von dem Antragsteller angegrif­
fener forstwirtschaftli cher Maßnahmen auf Grundlage des 
streitigen Forstwirtschaftsplan in den N atura 2000-Gebie­
ten untersagt. Eine Ausnahme sah das Gericht ledigli ch für 
solche Maßnahmen (Sanitärhi ebe) en tl ang von Wegen und 
Straßen vor, die unmittelbar der Verkehrssicherung dienen. 
Zur Begründung dieses Ergebnisses verwies das OVG vor 
allem auf eine fehlende FFH-Verträglichkeitsprüfung. 

1) VGLeipzig,Beschl. v.9.4.2019- 1 L1 315/18. 
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Gem . §34 Abs. 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zu­
lassung oder Durchführung aufihre Verträgli chkeit mit den 
Erhaltungszielen zu überprüfen, we nn sie einzeln oder im 
Zusa mmenwirken mit anderen Projekten oder Plänen ge­
eignet sind , ein Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, und 
nicht unmittelbar der Verwaltung des G ebiets dienen . § 36 
Satz 1 Nr. 2 BNatSchG sieht eine Prüfungspflicht auch für 
Pläne vor, die bei behördli chen Entscheidungen zu beach­
ten oder zu berücksichtigen sind. H andelt es sich um solche 
Pläne nach § 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG ist gleichzei­
tig auch eine Strategische Umweltverträglichkeitsprüfun g 
gem. §36 UVPG durchzuführen. D as Sächsische Waldrecht 
sieht eine gestufte Forstwirtschaftli che Planung vor, di e von 
(fakultati ven) forstlichen R ahmenplänen (§ 6 SächsWaldG) 
über periodische Betriebspläne (1 0-Jahres Forsteinrich­
tungswerk) bis zu j ährlichen Betri ebsplänen (wie dem streit­
gegenständlichen Forstw irtschaftspl an, § 48 SächsWaldG) 
reicht. D ass OVG stellte für den vorliegenden Sachverhalt 
fest, dass an keiner Stelle in diesem gestuften Planungssys­
tem eine Verträglichkeitsprüfung stattgefunden hat. 

D as Gericht hat den streitigen Forstwirtschaftspl an ni cht 
als Plan i. S. v. § 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG i. V.m . 
§36 UVPG eingestuft , der der Pflicht zur Durchführung 
einer FFH-Verträgli chkeits- und strategischen Umwelt­
prüfung unterli egen w ürde. D er Einschätt ung lag die Er­
wägung zugrunde, dass der j ährliche Forstwirtschaftspl an 
keine Festlegungen für spätere Zulassungsentscheidungen 
enth alte, da di e fo rstwirtschaftli ehen M aßnahmen auf di e­
ser Grundlage keiner weiteren Zulassungsentscheidung be­
durften und j edenfall s eine derarti ge (weitere) Zulassungs­
entscheidung n icht vorgesehen war. 2 

Das O VG Bautzen stufte den Forstw irtschaftspl an aber 
unter Beachtung des weit auszulegenden Proj ektbegriffs 
als Proj ekt i. S. v. § 34 Abs. 1 BNatSchG und Art. 6 Abs. 3 
FFH- RL ein. Anband objektiver Umstände und unter Be­
achtun g des Vorsorgeprinzips se i für derarti g großflächige 
vorgesehene M aßnahmen, di e überdi es in den Bereichen 
des Schutzgebiets vorgenommen werden sollten, die für 
di e Ausweisung als Schutzgebiet maßgeblich waren, nicht 
auszuschließen, dass erhebliche Bee inträchtigungen für das 
Schutzgebiet eintreten . Die Entscheidung lehnt sich maß­
geblich an die jünge re R echtsprechung des EuGH an, wo­
nac h Vermeidun gs- und Abmilderun gsmaßnahmen in ei­
ner FFH-Vor- Prüfung nicht berücksichtigun gsfahi g sind3 

und Maßn ahmen der aktiven Waldbewirtschaftun g in 
Form des Entfernens und des Einschlags von Bäumen in 
geschützten Lebensräumen eines N atura-2000- Gebiets be­
reits anb and der Art, aber auch aufgrundvon R eichweite 
und Intensität danach zu beurteilen sind , ob sie das Gebiet 
erheblich beeinträchtigen können .4 Im vorliegenden Fall 
war aber weder eine ordnungsgemäße FFH-Vorprüfung 
noch eine dokumentierte FFH-Verträglichkeitsprüfung 
für di e großfl ächig vorgesehenen Einschläge durchgeführt 
wo rden. Weiterhin lag kein integri erter M anagementplan 
oder ein integrierter Waldbewirtschaftun gsplan vor,5 so 
dass auch hier nicht davon ausgegangen werden konnte, 
dass das Gebiet ni cht erheblich beeinträc htigt wird . In Er­
man gelung naturschutzfachlicher Erhebungen zu den be­
absichtigten fortw irtschaftli chen Maßnahmen durch di e 
pl anaufs tellende Stadt und mangels korrekter methodi scher 
Feststellungen hat das OVG keinen Zweifel daran gehabt, 
dass di e Maßnahmen erhebliche Beeinträchtigun gen des 
Gebiets bewirken können. Die im Gebietsschutz erforder­
liche Gewissheit konnte sich der erkennende Senat nicht 
verschafte n, was als deutli cher Hinweis auf eine Missach­
tung der Ermittlungs- und Bewertungspflichten im H abi­
tatschutz (a uch im Bereich der Forstwirtschaft) gelten kann 
und zugleich zeigt, dass di e Pflichten in der Prax is durch 
di e Gerichte mittlerweile sehr ernst genommen werden. 

D en E inwa nd der Stadt, eine Verträglichkeitsprüfung sei 
nicht erforderli ch, denn es handele sich bei den M aßnah­
men der Forstwirtschaft um bereits vor Ausweisun g des 
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Gebiets vorgenommene wiederkehrende M aßnahmen, die 
ihrerseits von einer erneuten Verträglichkeitsprüfung be­
freit wären, wies das OVG Bautzen zurück. Denn anders 
als bspw. landwirtschaftliche M aßnahmen finden die forst­
wirtschaftlichen Maßnahmen an verschiedenen, wechseln­
den Orten statt und ändern sich in Umfang und Art und 
W eise der Ausführun g. Mit einer j ährlich gleichbleiben­
den landwirtschaftli chen Bewirtschaftun g einer Ackerflä­
che sind forstwirtschaftliche M aßnahmen dah er in der R e­
gel nicht vergleichbar. Auch di e R egelvermutung nach § 5 
Abs. 2-4 BNatSchG6, won ach land-, fo rst- und fi scherei­
wirtschaftliche Bodennutzung in der R egel kein Projekt 
darstellen sollen, ließ das OVG Bautzen nicht am Vorliegen 
eines Projekts i. S. v. § 34 Abs. 1 BNatSchG zweifeln . Aus 
den zugrundeliegenden Schutzgebietsverordnungen lie­
ßen sich keine eindeutigen Aussagen entnehmen , won ach 
der N ormgeber bereits eine naturschutzfachliche Wertung 
vorgenommen hat , ob di e M aßnahmen der aktiven Wald­
bewirtschaftun g das Schutzgebiet beeinträchtigen .7 

Ausgenommen von der FFH-Verträglichkeitsprüfungs­
pflicht war der streitige Forstwirtschaftsplan auch nicht 
aufgrund des Vorliegens einer der Verwaltung des Gebiets 
dienenden Maßnahme (§ 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG). Das 
Gericht stellte zwar fest, dass unter den streitige n vielfa l­
tig vorgesehenen M aßnahmen auch solche se in könnten, 
di e unmittelbar den Erhaltungszielen und damit der Ver­
waltung des G ebiets dienen, ließ aber letztlich offen, wel­
che M aßn ahmen dies genau betrifft. Dies ist auch sachge­
recht, da das OVG vorhergehend festgestellt hat, dass es 
auch an einer FFH- Konformitätsprüfung fehle, die im Vor­
feld von M aßnahmen, di e der Verwaltun g des Gebiets die­
nen sollen , durchzuführen ist. Ausschlaggebend wa r für 
die Entscheidung des Gerichts, den Vollzug des Forstw irt­
schaftsplans gä nzlich zu untersagen, o ffenbar der Umstand , 
dass der Forstwirtschaftsplan eben auch solche M aßnah­
men beinhaltete, die offensichtlich keine dem G ebiet dienen­
den M aßn ahmen (Sanitärhiebe) darstellen und sich auch 
nicht eindeutig von den anderen Maßnahmen trennen lie­
ßen. Weil der Forstwirtschaftspl an fol glich als einheitli­
ches Projekt anzusehen war, unterlag di eser ko nsequenter­
weise auch vollständig der Verträgli chkeitspri.ifungspflicht. 
Ebenso folgeri chtig hatte das OVG Bautzen im Verfa hren 
des einstweiligen R echtsschutzes auch keine Veranl assun g 
näher aufzuklären, welche ein zelnen Forstwirtschaftsmaß­
nahmen ggf. als sog. Gebietsverwaltungsmaßnahmen von 
einer Prüfungspflicht befreit sein können. Ein e Ausnahme 
vom Vollzugsverbot für den Plan gestand das OVG Baut­
zen der Stadt nur zu, soweit es um Verkehrssicherun gsmaß­
nahmen in R eaktion auf aktuelle akute (Sicherheits-)Pro­
bleme ging und dies auch nur an solchen Stellen, die eine 
gesteigerte Verkehrssicherungspflicht im Wald b egri.inden.H 
In diesem Zusammenhang weist OVG auf di e möglichen 
Ausnahmeerteilungen nach § 34 Abs. 3 BNatSchG hin . 

2.2 Beteiligur1gsrechte anerkannter Na tursclwtzvereinigunJzen 
an FFH- Verträglichkeitsprüfung 

D as OVG Bautzen hat ein Beteiligungserforderni s der an­
erkannten N aturschutzvereinigen bereits an einer FFH­
Verträglichkeitspri.ifung selbst und nicht erst im R ahmen 

2) Vgl.). Schu111 acher, in: Schum acher/ Fischer- Hü ftle 3 . Auft. 2020, 
§ 36 R.dnr. 15f. 

3) EuG H, Urt. v. 12. 4. 2018- C-323/ 17, NuR 2018, 325 R.dnr. 35. 
4) EuG H , Urt . v. 17. 4. 2018- C-441 / 17, NuR 2018, 191 R.dnr. 128 . 
5) Vgl. dazu EU- Komm ission, Leit faden Natura und W älder, 2016, 

S. 104. 
6) BR.- Drs. 278/ 09, S. 203 f. 
7) So BVerwG , Urt. v . 6. 11. 2012- 9 A 17.11, NuR 2014, 344 

Rdnr. 89. 
8) Vgl. dazu BG H , Urt. v. 2. 10. 2012 - VI Z R 3 11/11 , Nu R 2012, 

885 Rdnr. 16. 
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der Ausnahmeentscheidung bejaht. In Anlehnung an die 
R echtsprechung des EuGH stehe der Offentlichkeit ein 
früh zeitiges Beteiligungsrecht zu einem Z eitpunkt zu , zu 
dem alle Optionen noch offen sind und eine effektive Be­
teiligung stattfinden kann. 9 Diese Entscheidung ist insoweit 
bemerkenswert, als das OVG Bautzen ein Beteiligungs­
recht entgegen der Ansicht des BVerwG 10 und dem Wort­
laut des § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG nicht erst auf Ebene 
der Ausnahmeprüfung für geboten hält. Zur Begründung 
führt es an , dass der Zweck der Mitwirkungsrechte, den 
naturschutzfachlichen Sachverstand zu behördlichen Ent­
scheidungen beizusteuern , verfehlt werden würde und 
dadurch möglicherweise ein un zulässiges Vorhaben ver­
wirklicht werden kann. Zugleich sei eine frühzeitige Be­
teiligung nicht gegeben, wenn das Beteiligungsrecht in ein 
möglicherweise erst nach Verwirklichung des Plans oder 
Projekts durchgeführtes R echtsschutzverfahren verlagert 
werden und damit die Wirksamkeit der Beteiligungsrechte 
insgesa mt in Frage gestellt werden würde. Diese Begrün­
dung überzeugt in j eder Hin sicht und sollte dem BVerwG 
Anlass geben, seine bisher deutlich restriktivere Auffassung 
zu überdenken. Die Entscheidung des OVG B autzen ist da­
her auch hinsichtlich der Beteiligungsrechte und des m aß­
geblichen Z eitpunkts der Beteiligung von Bedeutung. 

3. Kontext der Entscheidung 
und Auswirkungen für die Praxis 

Der Beschlu ss des OVG Bautzen stellt für die deutsche 
R echtslage die rechtlichen Maßstäbe für die aktive Wald­
bewirtschaftun g in N atura 2000-Gebieten kl ar. Bereits mit 
seiner Entscheidung zum Bialowieza-Wald hat der EuGH 11 

zwar die habitatschutzrechtlichen Grundsä tze auf die Forst­
w irtschaft angewandt und deutlich gemacht, dass auch die 
Waldbewirtschaftun g in N atura 2000-Gebieten den sons­
tigen Erfordernissen im H abitatschutzrecht unterliegt. Das 
OVG Bautzen hat nunmehr für die Projektebene und die 
deutsche R echtslage diese Ansicht übernommen und deut­
lich gemacht, dass auch die Forstwirtschaft nicht anders als 
andere Projekte und Pläne in FFH-Gebieten zu behandeln 
ist. Von anderen obergerichtliehen Entscheidungen unter­
scheidet sich der vorliegende Sachverhalt erheblich. Anders 
als bspw. in der Entscheidung des OVG Münsters12 zu R o­
dungen von Fichten auf Entwicklun gsfl ächen zur Eindäm­
mung der Ausbreitung des Borkenkäfers, ging es vorliegend 
um großfl ächige Einschläge in geschützte Lebensraumty­
pen, diejeden fa ll s keinen einheitlichen Zielcharakter hatten. 

Im Kontext zu der Entscheidung wird zukünftig zu kl ä­
ren sein, ob auch auf vorgelagerten Ebenen der forstwirt­
schaftli chen Planun gen (Forsteinrichtung, R ahmenpläne) 
eine FFH-Verträgli chkeitsprüfung und eine strategischen 
Umweltprü fung durchzuführen sind. D arauf deutet vieles 
hin , dem OVG Bautzen-Beschluss ist allerdings aufgrund 
des eingeschränkten Beschwerdegegenstands hierzu nichts 
Eindeutiges zu entnehmen. 
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Für di e forstwirtschaftli che Praxis entstehen durch den 
Beschluss deutlich höhere Anforderunge n für M aßnah­
men in N atura 2000-Gebieten . Zwar betont auch das 
OVG Bautze n, dass eine (forst-) wirtschaftli che Nutzung 
in N atura 2000 -Gebieten ni cht g rundsä tzli ch ausge­
schlossen ist. Die nen di e forstli chen M aßnahmen j edoch 
keinem Erhaltungsz iel unmittelbar und haben dadurch 
keine naturschutzfachli che E ntsprechung im engeren 
Sinne, ist mindestens auf Proj ektebene eine Vert rägli ch­
keitsprüfung durchzuführen . Diese erfordert eine sorg­
faltige Sachverh altsermittlung und Bewertun g sowie ein­
deutige und präzise Feststellungen, dass kein Zweifel an 
der Gebietsverträglichkeit der geplanten Maßn ahmen ver­
bleibt. Hinzu kommt eine B eteiligungserfo rdernis de r an­
erkannten Umwelt- und N aturschutzvereinigun gen . D as 
OVG Bautzen hat kl ar gemacht , dass hier keine geringe­
ren Anforderun ge n an die Verträgli chkeitsprüfung als bei 
anderen Planun gen zu stellen sind. Dies gilt auch unter 
Berücksichtigungen vo n praktischen Erwägunge n derart, 
da ss forstwirtschaftli che M aßnahmen in der R egel j ähr­
lich stattfinden. 

Was forstliche M aßnahmen anbelangt, die der Verwa l­
tung eines G ebietes dienen sollen, ist ebenfalls Sorgfa lt ge­
fragt. Denn auch hier bedarf es letztlich einer Ermittlung 
und Bewertun g im R ahmen einer Konformitätsprü fun g. 
Zugleich bedarf es dafür eindeutiger Formuli erungen der 
Erhaltungsziele in der Unterschutzstellungsverordnun g, 
di e in D eutschlandjedoch zu großen Teilen fehlen, weswe­
gen der Bundesrepublik ein Vertragsverletzu ngsverfa hren 
vor dem EuG H droht. 13 Im Übrigen reicht eine M aßnahme 
aus, die nicht unmittelbar der G ebietsve rwaltung di ent , um 
das Erfordernis einer Verträglichkeitsprüfung auszulösen . 
Im Zweifel sind daher auch für den N achweis des Vorlie­
gens von Maßnahmen der Gebietsverwaltung nicht uner­
hebliche Anforderun gen an Sachverhaltsermittlung und 
Bewertun g zu stellen. Die Forstwirtschaft wäre hier gut 
beraten , vorschauend integri erte Managementpläne oder 
integrierte Waldbewirtschaftun gspläne in Abkehr von den 
rein forstlichen Planungen zu erstellen. Bei Vorhandensein 
derartiger integrierter Pläne ist nach Ansicht der E U-Kom­
mission (vorbehaltlich einer Vorprüfun g) in der R egel da­
von auszugehen, dass von den darin enthaltenen M aßnah­
men keine erheblichen nega tiven Auswirkungen ausgehen 
und es deshalb keiner Verträgli chkeitsprü fung bedarf. 

9) Vgl. bere its EuG H , Urt. v. 8. 11. 2016- C-243/ 15, NuR. 2016, 
840 R.dnr. 45. 

10) BVerwG, Urt. v. I. 4. 2015 - 4 C 6. 14, NuR. 20 15, 571 R.d n r. 28 ff. 
11) EuC H , Urt. v. 12.4.2018 - C-323/17, N uR. 2018,325. 
12) O VG Mü nster, ßeschl. v. 19. 12.2019-21 ß 1341/ 19, das sich im 

Übri gen mehrfac h auf den nun durch das O VG Bautzen aufge­
hobenen Beschluss des VG Leipzig bezieht. 

13) Vgl. EU - Kommissio n , C(2020)261 fin al, mit G ründen ve rsehene 
Stell ungnahme im Vert ragsve rletzungsverfa hren Nr. 2014/ 2262. 
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